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Einkommensteuer . Haushaltsersparnis bei Heimunterbringung  
 
Aufwendungen für die krankheitsbedingte Unterbringung in einem Alten- oder Pflegeheim sind grund-
sätzlich als außergewöhnliche Belastung abzugsfähig. Wird der frühere Haushalt aufgelöst, sind die 
abziehbaren Ausgaben um eine Haushaltsersparnis zu kürzen. Bei der krankheitsbedingten Heim-
unterbringung von Eheleuten erfolgt sogar eine doppelte Kürzung, obwohl nur ein Haushalt aufgelöst 
wird. Dies hat der BFH am 04. Oktober 2017 zulasten der Steuerzahler entschieden.  
 
Hintergrund: Aus Vereinfachungsgründen wird die Haushaltsersparnis mit dem sogenannten Unter-
haltshöchstbetrag (im Veranlagungszeitraum 2018 sind dies € 9.000,00) angenommen. Liegen die 
Voraussetzungen nur während eines Teils des Kalenderjahres vor, dann sind die anteiligen Beträge 
anzusetzen (1/360 pro Tag, 1/12 pro Monat). 
 
Durch die Aufgabe des gemeinsamen Haushalts sind beide Eheleute um dessen Fixkosten, 
Reinigungs- und Verpflegungsaufwand entlastet. Zudem ist der Ansatz einer Haushaltsersparnis für 
jeden Ehegatten geboten, weil die in den personenbezogenen Alten- und Pflegeheimkosten ent-
haltenen Aufwendungen (Nahrung, Getränke, übliche Unterkunft etc.) typische, grundsätzlich nicht zu 
berücksichtigende Kosten der Lebensführung sind. Die Kürzung der Aufwendungen lediglich um eine 
Haushaltsersparnis würde, so der Bundesfinanzhof, eine ungerechtfertigte Doppelbegünstigung 
bewirken. Denn diese Aufwendungen sind für jeden der beiden Ehegatten im Grundsatz bereits durch 
den Grundfreibetrag steuerfrei gestellt. 
 
 
Einkommensteuer . „Hunde-Gassi-Service“ ist haushaltsnahe Dienstleistung 
 
Auf Antrag wird die Einkommensteuer bei haushaltsnahen Dienstleistungen um 20 % der Auf-
wendungen des Steuerpflichtigen (höchstens € 4.000,00) ermäßigt. Es muss sich um Tätigkeiten 
handeln, die ansonsten üblicherweise von Familienmitgliedern erbracht und in unmittelbaren räum-
lichen Zusammenhang zum Haushalt durchgeführt werden und dem Haushalt dienen. Dabei werden 
die Grenzen des Haushalts nicht ausnahmslos durch die Grundstücksgrenzen abgesteckt. 
 
Das Finanzgericht Hessen hatte Aufwendungen für einen „Hunde-Gassi-Service“ als steuerbe-
günstigte haushaltsnahe Dienstleistungen eingestuft. Mit dieser Entscheidung gab sich die Verwaltung 
aber nicht zufrieden und hat Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt, die der Bundesfinanzhof nun als 
unbegründet zurückgewiesen hat.  
 
In seinem Beschluss vom 25. September 2017 wies der BFH insbesondere auf Folgendes hin: Das 
Ausführen eines im Haushalt des Steuerpflichtigen lebenden Hundes außerhalb der Grundstücks-
grenzen für ein bis zwei Stunden kann jedenfalls dann räumlich-funktional „in“ dem Haushalt des 
Steuerpflichtigen erbracht werden, wenn der Hund zum Ausführen im Haushalt des Steuerpflichtigen 
abgeholt und nach dem Ausführen dorthin zurückgebracht wird. Der räumliche Bezug zum Haushalt 
ergibt sich daraus, dass ein wesentlicher Teil der Dienstleistung mit der Abholung und dem Zurück-
bringen des Hundes räumlich „in“ dem Haushalt des Steuerpflichtigen erbracht wird. 
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Einkommensteuer . Abzugsfähigkeit von Schulgeld bei Privatschulen 
 
Unter gewissen Voraussetzungen können Eltern 30 % des Entgelts (höchstens aber € 5.000,00) für 
den Schulbesuch ihres Kindes an einer Privatschule als Sonderausgaben absetzen. Führt eine Privat-
schule nicht zu einem anerkannten Schul- oder Berufsabschluss, sondern bereitet sie nur auf einen 
solchen vor, muss nachgewiesen werden, dass sie eine ordnungsgemäße Vorbereitung gewährleistet. 
Ansonsten ist das Schulgeld nicht abziehbar. 
 
Der Sonderausgabenabzug für Schulgeld beim Besuch von Privatschulen setzt nach Auffassung des 
BFH (Urteil vom 20. Juni 2017) nicht voraus, dass die zuständige Schulbehörde in einem Grundlagen-
bescheid bescheinigt, dass die Privatschule ordnungsgemäß auf einen anerkannten Schul- oder 
Berufsabschluss vorbereitet. Vielmehr muss die Finanzbehörde die ordnungsgemäße Vorbereitung 
auf einen anerkannten Abschluss prüfen.  
 
Im Streitfall besuchte die Tochter eine Privatschule, die auf die Mittlere Reife vorbereitet. Die Prüfung 
wurde von einer staatlichen Schule abgenommen. Das Finanzamt verweigerte den Sonderausgaben-
abzug für das Schulgeld, weil die Eltern keinen Anerkennungsbescheid der zuständigen Kultus-
behörde für die Privatschule vorgelegt hatten. Das Finanzgericht München war indes der Ansicht, 
dass ein solcher Anerkennungsbescheid nicht gesetzlich gefordert wird. Der BFH sah das genauso. 
 
Wenn der Gesetzgeber auf eine verbindliche Entscheidung durch eine Schulbehörde verzichtet und 
die Finanzbehörden mit der Prüfung betraut, mag das nicht zweckmäßig sein, so der BFH. Dem 
Finanzamt bleibt es aber unbenommen, sich mit den Schulbehörden in Verbindung zu setzen und 
deren Einschätzung zur Erfüllung der schulischen Kriterien zu berücksichtigen. 
 
 
Einkommensteuer . Bescheidkorrektur bei fehlender elektronischer Mitteilung der 
Rente 
 
Nach einer Entscheidung des Finanzgerichts Münster vom 19. Oktober 2017 darf das Finanzamt 
keine steuererhöhende Korrektur wegen einer sogenannten offenbaren Unrichtigkeit nach § 129 der 
Abgabenordung (AO) vornehmen, wenn es im ursprünglichen Steuerbescheid erklärte Rentenein-
künfte deshalb außer Acht gelassen hat, weil der Rentenversicherungsträger sie noch nicht elek-
tronisch mitgeteilt hatte.  
 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Ein Steuerpflichtiger bezog in den Streitjahren 2011 und 2012 eine gesetzliche und eine private 
Rente. In seinen Einkommensteuererklärungen gab er jeweils beide Renten sowie Beiträge zur 
Kranken- und Pflegeversicherung in zutreffender Höhe an. Zum Zeitpunkt der Bearbeitung der 
Erklärungen lag dem Finanzamt aber nur die elektronische Rentenbezugsmitteilung der privaten 
Rentenversicherung vor. Der Bearbeiter ließ die gesetzlichen Renteneinkünfte außer Betracht, 
berücksichtigte aber die erklärten Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge als Sonderausgaben. 
Diesbezüglich elektronisch generierte Risiko-Hinweise hakte er ab. 
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Nachdem das Finanzamt die Mitteilungen von der gesetzlichen Rentenversicherung erhalten hatte, 
änderte es die Steuerbescheide unter Ansatz der nunmehr zutreffenden Renteneinkünfte und berief 
sich dabei auf § 129 AO. Die ursprüngliche Nichtberücksichtigung beruhe allein auf einem mecha-
nischen Versehen. Der Sachbearbeiter habe die eingetragenen Daten vermutlich gar nicht einge-
sehen und lediglich die Prüf- und Risiko-Hinweise abgearbeitet. Der Steuerpflichtige berief sich dem-
gegenüber auf die Bestandskraft der ursprünglichen Bescheide. 
 
Das Finanzgericht Münster gab dem Steuerpflichtigen Recht. Dass das Finanzamt die erklärten 
Renteneinkünfte zunächst außer Acht gelassen hat, stellt keine einem Schreib- oder Rechenfehler 
ähnliche offenbare Unrichtigkeit im Sinne von § 129 AO dar.  
 
Es ist nicht auszuschließen, dass der Sachbearbeiter den Fehler bewusst in Kauf genommen hat. 
Vielmehr ist davon auszugehen, dass er ohne Rücksicht auf die erklärten Werte nur die elektronisch 
übermittelten Daten übernehmen wollte. Darüber hinaus ist auch ein Fehler bei der Sachverhalts-
ermittlung nicht auszuschließen. Die Renteneinkünfte und die darauf entfallenden Kranken- und 
Pflegeversicherungsbeiträge standen ihrer Höhe nach in einem krassen Missverhältnis und der 
Sachbearbeiter hat die entsprechenden Risiko-Hinweise gleichwohl abgehakt. 
 
Tipp: Das Finanzgericht Münster hat die Revision zugelassen, weil die Rechtssache grundsätzliche 

Bedeutung hat. 
 
 
Einkommensteuer . Ausfall einer privaten Darlehensforderung als Verlust steuerlich 
zu berücksichtigen 
 
Entgegen der bisherigen Verwaltungspraxis führt der endgültige Ausfall einer privaten verzinslichen 
Darlehensforderung zu einem steuerlich anzuerkennenden Verlust bei den Einkünften aus Kapital-
vermögen. Dies hat der Bundesfinanzhof entschieden (Urteil vom 24. Oktober 2017). 
 
Im Streitfall gewährte ein Steuerpflichtiger einem Dritten in 2010 ein mit 5 % zu verzinsendes Dar-
lehen. Seit August 2011 erfolgten keine Rückzahlungen mehr. Über das Vermögen des Darlehens-
nehmers wurde das Insolvenzverfahren eröffnet. Der Steuerpflichtige meldete die noch offene Dar-
lehensforderung zur Insolvenztabelle an und machte den Ausfall der Darlehensforderung als Verlust 
bei den Einkünften aus Kapitalvermögen geltend. Dem folgten jedoch weder das Finanzamt noch das 
Finanzgericht Düsseldorf. Die hiergegen gerichtete Revision war jedoch erfolgreich. 
 
Mit Einführung der Abgeltungsteuer seit 2009 soll eine vollständige steuerrechtliche Erfassung aller 
Wertveränderungen im Zusammenhang mit Kapitalanlagen erreicht werden. Nach der Entscheidung 
des BFH wird damit die traditionelle Trennung von Vermögens- und Ertragsebene für Einkünfte aus 
Kapitalvermögen aufgegeben. In der Folge dieses Paradigmenwechsels führt der endgültige Ausfall 
einer Kapitalforderung zu einem steuerlich zu berücksichtigenden Verlust. Insoweit ist nunmehr eine 
Rückzahlung der Kapitalforderung, die – ohne Berücksichtigung der gesondert erfassten Zins-
zahlungen – unter dem Nennwert des Darlehens bleibt, dem Verlust bei der Veräußerung der 
Forderung gleichzustellen. 
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Zeitpunkt der Berücksichtigung 
 
Wie die Veräußerung ist auch die Rückzahlung ein Tatbestand der Endbesteuerung. Ein steuerbarer 
Verlust wegen eines Forderungsausfalls liegt erst dann vor, wenn endgültig feststeht, dass über 
bereits gezahlte Beträge hinaus keine weiteren Rückzahlungen mehr erfolgen werden. Die Eröffnung 
eines Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Schuldners reicht hierfür grundsätzlich nicht aus. 
Etwas anderes gilt jedoch, wenn die Eröffnung des Insolvenzverfahrens mangels Masse abgelehnt 
wird oder aus anderen Gründen feststeht, dass keine Rückzahlung mehr zu erwarten ist.  
 
Analoge Anwendung auf Forderungsverzichte? 
 
Inwieweit diese Grundsätze auch für einen Forderungsverzicht oder den Verlust aus der Auflösung 
einer Kapitalgesellschaft gelten, musste der BFH nicht entscheiden. In seiner Pressemitteilung zu dem 
aktuellen Urteil wies der BFH jedoch darauf hin, dass die mit der Abgeltungsteuer eingeführte 
Quellenbesteuerung auch in diesem Bereich die traditionelle Beurteilung von Verlusten beeinflussen 
dürfte. 
 
 
Körperschaftsteuer . Verzicht auf Pensionsansprüche 
 
Verzichtet ein Gesellschafter-Geschäftsführer gegenüber seiner Kapitalgesellschaft auf eine bereits 
erdiente (werthaltige) Pensionsanwartschaft, resultieren daraus unliebsame steuerliche Folgen, wie 
das Urteil des BFH vom 23. August 2017 zeigt.  
 
Der Verzicht auf eine bereits erdiente werthaltige Pensionsanwartschaft ist regelmäßig durch das 
Gesellschaftsverhältnis veranlasst und stellt eine verdeckte Einlage dar, die zu einem Zufluss von 
Arbeitslohn führt, ohne dass tatsächlich Geld geflossen ist. Die Bewertung erfolgt mit dem Teilwert der 
Pensionsanwartschaft des Gesellschafter-Geschäftsführers. Der Auflösungsbetrag der Rückstellung 
ist insoweit irrelevant. 
 
Eine andere Wertung kommt nur in seltenen Fällen in Betracht, wenn auch ein fremder Geschäfts-
führer unter sonst gleichen Umständen die Pensionsanwartschaft aufgegeben hätte.  
 
Da es sich um eine Vergütung für eine mehrjährige Tätigkeit handelt, ist zumindest eine Tarifer-
mäßigung per Fünftelregelung möglich. Zudem erhöhen sich die Anschaffungskosten des Gesell-
schafters für die Beteiligung. 
 
Die Annahme einer verdeckten Einlage ist auch nicht ausgeschlossen, weil die Pensionszusage 
angepasst wurde, um eine steuerliche Überversorgung zu vermeiden. Diese liegt vor, wenn die 
betrieblichen Versorgungsanwartschaften zuzüglich der Anwartschaft aus der gesetzlichen Rentenver-
sicherung 75 % des Aktivlohns am Bilanzstichtag übersteigen. 
 
Tipp: Die Minderung des Aktivgehalts führt zwar regelmäßig zu einer Überversorgung des Geschäfts-

führers, sofern die Altersversorgung nicht entsprechend gesenkt wird. Dies gilt jedoch nicht für 
bereits erdiente Anwartschaften, die bis zur Absenkung der Aktivbezüge nicht überversorgend 
waren. 
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Umsatzsteuer . Notärztliche Betreuungsleistungen auf Veranstaltungen  
 
Heilbehandlungen im Bereich der Humanmedizin, die im Rahmen der Ausübung der Tätigkeit als Arzt, 
Zahnarzt, Heilpraktiker, Physiotherapeut, Hebamme oder einer ähnlichen heilberuflichen Tätigkeit 
durchgeführt werden, sind umsatzsteuerfrei. 
 
Das Finanzgericht Köln hat am 03. Juli 2017 entschieden, dass Umsätze aus der notärztlichen 
Betreuung verschiedener Veranstaltungen nicht umsatzsteuerfrei sind; denn gegenüber dem Veran-
stalter als Leistungsempfänger leistet der Arzt nur seine Anwesenheit und Einsatzbereitschaft. Eine 
ärztliche Heilbehandlung und damit eine Umsatzsteuerfreiheit können aber dann vorliegen, wenn es 
dem Arzt obliegt, herzkranke Teilnehmer einer Sportveranstaltung und deren Blutwerte und Vitalwerte 
permanent medizinisch zu überwachen.  
 
Die Frage der Umsatzsteuerfreiheit von ärztlichen bzw. notärztlichen Betreuungsleistungen bzw. Ein-
satzbereitschaft bei Veranstaltungen hat erhebliche praktische Bedeutung, da bei nahezu jeder Sport-, 
Konzert- oder sonstigen Großveranstaltung ordnungsrechtlich eine ärztliche Anwesenheit vorge-
schrieben ist. Entscheidend für die Umsatzsteuerfreiheit ist die Frage, ob Heilbehandlungen vorliegen. 
In diesem Zusammenhang kommt es darauf an, ob die Maßnahmen einem therapeutischen Zweck 
dienen, d. h., die Leistungen müssen der medizinischen Behandlung einer Krankheit oder einer 
anderen Gesundheitsstörung dienen.  
 
Tipp: Ob die reine Anwesenheit während einer Veranstaltung als quasi Vorstufe oder Nebenleistung 

einer Heilbehandlung anzusehen ist, wird nun der Bundesfinanzhof klären müssen. Denn 
gegen die Entscheidung des Finanzgerichts Köln ist die Revision anhängig. 

 
 
Arbeitsrecht . „Zeugnisbrauch“ – Zu Formulierungen in Arbeitszeugnissen  
 
LAG Düsseldorf, Urteil vom 29.11.2017 – 12 Sa 936/16 
 
Ein Arbeitszeugnis ist für manche ein Buch mit sieben Siegeln, für andere jedoch sind die Formu-
lierungen und deren Bedeutungen glasklar. Ein Anspruch auf Ergänzung des Arbeitszeugnisses einer 
„Assistentin mit Sekretariatsaufgaben für den Partner in einer Rechtsanwaltskanzlei mit internationaler 
Ausrichtung“ um das Wort „selbständig“ besteht nach Ansicht des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf 
nicht. 
 
Die Klägerin war bei der Beklagten Rechtsanwaltssozietät als Assistentin mit Sekretariatsaufgaben für 
einen Partner tätig. Zu ihren Aufgaben gehörten die Unterstützung des Partners und des dazuge-
hörigen Teams in allen organisatorischen und administrativen Aufgaben, wie auch die Erledigung der 
externen und internen Korrespondenz in englischer und deutscher Sprache, digitale und analoge 
Aktenführung und das Termin- und Wiedervorlagenmanagement. 
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Im Rahmen ihres Ausscheidens aus der Kanzlei erhielt sie ein Arbeitszeugnis, welches sie für 
ergänzungswürdig hielt. So begehrte die Klägerin bei der Formulierung „Dabei arbeitet sie stets sehr 
sorgfältig und zügig.“ das Wort selbständig einzufügen, da hierfür nach ihrer Ansicht bei einer 
Assistentin mit Sekretariatsaufgaben eines Partners einer Rechtsanwaltskanzlei mit internationaler 
Ausrichtung eine tatsächliche Übung (allgemeiner Zeugnisbrauch) bestehe. Außerdem verlangte sie, 
die Beurteilung ihres Verhaltens dahingehend zu ergänzen, dass es auch gegenüber den Vorge-
setzten „jederzeit einwandfrei“ war. 
 
Die Klage hatte nur teilweise Erfolg. Das Gericht hat die Klage hinsichtlich der Ergänzung des Wortes 
„selbständig“ abgewiesen, dem Begehren über die Beurteilung des Verhaltens aber stattgegeben. 
 
Für einen Zeugnisbrauch sei es erforderlich, dass die ausdrückliche Bescheinigung bestimmter Merk-
male in einem bestimmten Berufskreis üblich sei, so das Gericht. Soweit die Merkmale in besonderem 
Maße gefragt seien und deshalb der allgemeine Brauch bestehe, diese im Zeugnis zu erwähnen, 
könne die Nichterwähnung ein erkennbarer und negativer Hinweis für den Zeugnisleser sein. Der von 
der Klägerin angenommene Zeugnisbrauch bestehe nach Ansicht der Richter jedoch nicht.  
 
Die Ergänzung ihrer Verhaltensbeurteilung „jederzeit einwandfrei“ könne sie aber beanspruchen. 
Denn mit der Beurteilung der Führung beziehungsweise des Verhaltens des Arbeitnehmers gebe das 
Zeugnis diesem Aufschluss, wie der Arbeitgeber sein Sozialverhalten beurteile. Weder Wortwahl noch 
Auslassungen dürften dazu führen, dass bei den Lesern des Zeugnisses der Wahrheit nicht 
entsprechende Vorstellungen entstehen können. Diese Gefahr erkannte das Gericht jedoch bei dem 
konkreten Zeugnis. Es fehle in dem Zeugnis die Beurteilung des Verhaltens der Klägerin gegenüber 
dem ihr vorgesetzten Partner. Zwar sei auch dieser Rechtsanwalt. Die Eigenschaft des Vorgesetzten 
als Partner sei jedoch im Zeugnis besonders herausgehoben worden. Mit dem Fehler der Verhaltens-
beurteilung könne beim Zeugnisleser daher der Eindruck entstehen, dass das Verhalten als negativ 
bewertet worden sei. Dies stehe aber im Widerspruch zum übrigen Zeugnisinhalt, da der Klägerin in 
der Schlussformel eine „sehr gute Zusammenarbeit“ bescheinigt werde, so das Gericht in der Be-
gründung. 
 
Ob das Urteil rechtskräftig geworden ist, ist diesseits nicht bekannt. 
 
 
Markenrecht . Zu vulgär! – Kein Markenschutz für „Fack Ju Göhte“ 
 
EuG, Urteil vom 24.01.2018, Az.: T-69/17 
 
Nach Ansicht des EuG besteht für die Anmeldung der Unionsmarke „Fack Ju Göhte“ ein absolutes 
Eintragungshindernis, sodass die Anmeldung zu Recht vom EUIPO zurückgewiesen worden sei. 
 
Bereits im April 2015 versuchte die Constantin Film Produktion GmbH für die von ihr produzierten 
Kinoerfolge das Wortzeichen „Fack Ju Göhte“ als Wortzeichen beim EUIPO zur Anmeldung zu 
bringen. Der Markenanmeldung konnte das EUIPO jedoch so gar nichts abgewinnen. Dort wurde die 
Anmeldung jedoch versagt, wohingegen die Markenanmelderin erfolglos Widerspruch und dann Klage 
erhob. 
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Die in Rede stehenden Waren und Dienstleistungen richteten sich zwar an den Allgemeinverbraucher, 
manche aber richteten sich an Kinder und Jugendliche. Die maßgeblichen Verkehrskreise nähmen die 
Aussprache des Wortbestandteils „Fack Ju“ so wahr, als sei er identisch mit dem englischen Ausdruck 
„fuck you“, sodass er dieselbe Bedeutung habe. Weiter stellte die Beschwerdekammer des EUIPO 
fest, dass der Ausdruck „fuck you“, selbst wenn die maßgeblichen Verkehrskreise ihm keine sexuelle 
Bedeutung beimäßen, nicht nur eine geschmacklose, sondern auch eine anstößige und vulgäre 
Beleidigung darstelle. 
 
Zudem könne nach Auffassung des Amtes der ergänzende Bestandteil „Göhte“, mit dem ein hochan-
gesehener Schriftsteller wie Johann Wolfgang von Goethe posthum in herabwürdigender und vulgärer 
Weise verunglimpft werde, noch dazu in fehlerhafter Rechtschreibung, vom verletzenden und gegen 
die guten Sitten verstoßenden Charakter der Beschimpfung „Fack Ju / fuck you“ keinesfalls ablenken. 
Auch eröffne die Bezugnahme auf Johann Wolfgang von Goethe möglicherweise sogar eine weitere 
Ebene des Sittenverstoßes. Daraus, dass der Titel eines Films, der ein breiter Publikumserfolg 
gewesen sei, identisch mit der Markenanmeldung sei, dürfe nicht geschlossen werden, dass die rele-
vanten Verkehrskreise keinen Anstoß an der angemeldeten Marke nähmen. Es liege somit ein ab-
solutes Eintragungshindernis vor. 
 
Hiergegen erhob die Produktionsfirma Klage und unterlag damit nun auch vor Gericht. Die Richter 
bestätigten die zuvor geäußerte Auffassung des Amtes. 
 
 
Kauf- und Vertragsrecht . Erst ab dem Tag des Umzugs wirksam – Sonder-
kündigung von Telefon und Internet  
 
OLG München, Urteil vom 18.01.2018 
 
Wer umzieht und seinen alten Telefon- und Internetvertrag an seiner neuen Adresse nicht nutzen 
kann, steht nach dem Telekommunikationsgesetz ein Sonderkündigungsrecht von drei Monaten zu. 
Nicht geregelt ist im Gesetz die Frist, wann genau der Kunde kündigen kann. Das OLG München hat 
nun entschieden, dass Kunden drei Monate ihren alten Vertrag weiterzahlen müssen – auch wenn der 
Provider am neuen Wohnort nicht vertreten ist. 
 
Der klagende Bundesverband der Verbraucherzentralen hatte sich mit Vodafone Kabel Deutschland 
angelegt. Nach Ansicht des Verbandes müsste es Kunden bereits dann möglich sein von dem 
gesetzlichen Sonderkündigungsrecht Gebrauch zu machen, bevor sie umziehen und wissen, dass der 
Provider am neuen Wohnort nicht vertreten sein wird. 
 
Den ersten Prozess hatte Vodafone noch verloren. In der Berufungsinstanz entschied das OLG nun 
jedoch, dass erst ab dem durchgeführten Umzug die Frist der Sonderkündigung zu laufen beginne.  
 
Zwar müsse der Kunde für eine Leistung noch weiter bezahlen, die er jedoch gar nicht mehr in 
Anspruch nehmen könne, anderenfalls sei aber einem Missbrauch Tür und Tor geöffnet, wenn die 
Kunden schon vor einem Umzug ein Sonderkündigungsrecht hätten, so das OLG. 
 
Ob die Revision zugelassen wurde ist diesseits nicht bekannt. 
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